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Massenproteste gegen Cristina
Hunderttausende machen ihrem Unmut Luft
Am Obelisken versammelten sich Zehntausende. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Bei den größten regierungsfeindlichen Protesten seit fast fünf Jahren haben Hunderttausende Argentinier gegen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner demonstriert. Die landesweiten Kundgebungen richteten sich vor allem gegen Korruption, Geldentwertung, Wirtschaftsflaute und die zunehmende Kriminalität. Die Teilnehmer protestierten am Donnerstagabend aber auch gegen eine mögliche Verfassungsreform, die es der linken Staatschefin erlauben würde, für eine dritte Amtszeit zu kandidieren. Erst vor einem Jahr war Fernández de Kirchner (59) mit großer Mehrheit wiedergewählt worden. Doch das scheint lange her zu sein.
Die vor allem zur Mittelschicht zählenden Demonstranten trommelten lautstark auf Kochtöpfe und forderten auf Transparenten „Schluss mit korrupten Beamten“ oder „Wir wollen Sicherheit“. In Buenos Aires gingen nach Angaben der Stadtregierung rund 700.000 Menschen auf die Straße. Die staatliche Nachrichtenagentur Télam schätzte die Zahl der Teilnehmer dagegen auf nur 80.000.
Die zentrale Kundgebung fand rund um den Obelisken auf dem Platz der Republik statt. Demonstrationen gab es aber auch in Rosario, Córdoba, Mendoza, San Miguel de Tucumán und Salta. Zudem protestierten im Ausland lebende Argentinier in Sydney, Berlin, Wien, Genf, Rom, London oder Madrid.
Zu den Kundgebungen war über das Internet aufgerufen worden. Obwohl einige Politiker der Opposition teilnahmen, stand keine bestimmte Partei hinter den Protesten. Das Regierungsbündnis „Front für den Sieg“ (FPV) tat die Demonstrationen als eine Aktion von Rechtsextremen ab.
Die Präsidentin reagiert vorerst mit Selbstlob und Unnachgiebigkeit auf die Protestwelle. „Wir leben in einer Zeit nie vorher erlebter Meinungsfreiheit in Argentinien“, schrieb Kirchner auf Facebook. „Niemand sollte aber fordern, dass ich meiner eigenen Politik widerspreche, die ich seit meinem 16. Lebensjahr verteidige“, fügte sie hinzu.
Das Unbehagen breiter Bevölkerungsschichten basiert auf einem Mix aus objektiven Problemen, etwa der Verschlechterung der Lebensqualität, und dem konfrontativen Stil der Regierung. Die Jahresinflation, die Experten auf über 20 Prozent beziffern, nagt an den Einkommen der Normalbürger. Die von der Regierung verhängten Devisenverbote trugen ein Übriges zur allgemeinen Verbitterung bei. Maßnahmen wie Importbeschränkungen, die den Devisenabfluss vermindern sollen, bremsen dringend notwendige Investitionen.
Argentinien
„Kampf für eine gerechtere Welt“
Verein „Vorwärts“ feierte 130-jähriges Bestehen
Von Marcus Christoph
Osvaldo Bayer (r.) bei seinem Vortrag. Links im Bild Stella Calloni. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT) – Sie waren politische Flüchtlinge aus dem Deutschland der Bismarckzeit mit ihren Sozialistengesetzen, aber sie hielten auch am anderen Ende der Welt an ihren Idealen fest: Die sozialistisch gesinnten Arbeiter, die Ende 1882 in Buenos Aires den Verein „Vorwärts“ aus der Taufe hoben. Eine Vereinigung, die viel zur sozialen und politischen Entwicklung beigetragen hat und heute auf ein 130-jähriges Bestehen zurückblicken kann. Am Dienstag fand im Centro Cultural „Floreal Gorini“ in der Innenstadt von Buenos Aires eine Festveranstaltung anlässlich des Jubiläums statt.
„Es waren Männer, die nach vorne schauen wollten“, beschrieb der Publizist und Menschenrechtler Osvaldo Bayer die Motivation der Gründer, bei denen es sich überwiegend um Arbeiter der Bierbrauerei „Bieckert“ handelte. Der Einfluss des Clubs war beträchtlich. Am Anfang stand das Engagement für den 1. Mai als Feiertag der Arbeit. Um dies zu erreichen, organisierte der Club „Vorwärts“ im Jahr 1890 eine Demonstration mit 1500 Arbeitern verschiedener Nationalitäten. Des Weiteren brachten sich die deutschsprachigen Sozialisten mit Forderungen nach einem achtstündigen Arbeitstag, dem Verbot von Kinderarbeit oder nach einer 36-stündigen Erholungszeit am Wochenende in den Kampf um soziale Verbesserungen ein. Der Club unterhielt eine Bibliothek, in der sich Interessierte gratis Bücher ausleihen konnten. 1896 wurde im Sitz des „Vorwärts“ in der Straße „Rincón“ die Sozialistische Partei Argentiniens gegründet.
„Es ging um den Kampf für eine gerechtere Welt“, resümierte Bayer, der selbst Ehrenpräsident des Clubs ist. Er sparte aber auch die Rückschläge in seinem Vortrag nicht aus: Zunächst der Erste Weltkrieg, als sich in Deutschland der Militarismus durchsetzte und das erste moderne Massengemetzel der europäischen Völker seinen Lauf nahm. Auf eine äußerste Probe wurde der Club dann mit dem Aufkommen des Nationalsozialismus gestellt. Wie war es möglich, dass Deutschland derart in der Barbarei versinken konnte? Es kamen viele Emigranten nach Buenos Aires. Solidarität war das Gebot der Stunde.
Dass aber auch heutzutage Engagement gefordert ist, die Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern, machte Bayer am Beispiel seiner jüngsten Besuche im Elendsviertel „Villa 31“ nahe dem Bahnhof Retiro fest: „Jedes Mal gibt es dort mehr Armut. Jedes Mal gibt es dort mehr Kinder.“ Es gebe also viel zu tun, gemäß dem Appell der Gründungsväter des „Vorwärts“, immer voranzuschreiten zu mehr Menschlichkeit und wirklicher Freiheit
Auch weitere Redner des Abends würdigten die Geschichte des Vereins. Horacio González, der Leiter der Nationalbibliothek, sprach von einem „lebendigen Stück der Arbeiterbewegung“. Der „Vorwärts“ habe sich als „widerstandsfähiger Faden der deutschen Kultur und des deutschen Marxismus“ in Argentinien erwiesen, meinte González.
Die Journalistin Stella Calloni hob Ausdauer und Konstanz des „Vorwärts“ hervor. Dies habe dazu beigetragen, dass der Verein auch manche Diktatur in Argentinien überstand. In ihrer Rede wandte sich Calloni aber vor allem der Gegenwart zu: Sie beklagte, dass man in Lateinamerika die Folgen der Kolonisierung noch nicht überwunden habe. Die Situation in Argentinien sei gekennzeichnet durch soziale Erniedrigungen und Manipulationen, aber auch von einer Form der Selbstzensur. Die Intellektuellen sollten sich der Realität stellen: „Rausgehen“, auch wenn dies Gefahren mit sich bringe.
Der evangelische Pfarrer Arturo Blatezky war für den durch Krankheit verhinderten Friedensnobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel aufs Podium gerückt. Er machte am Beispiel der Tamara Bunke deutlich, dass der Einfluss des „Vorwärts“ indirekt auch über Argentiniens Grenzen hinaus reichte. Die Person, die später mit Che Guevara unter dem Namen „Tania la Guerri- llera“ berühmt werden sollte, nahm als junges Mädchen an Sportveranstaltungen des Vereins teil. Ihr Vater Erich Bunke, ein aus Deutschland emigrierter Kommunist, war Vorsitzender des „Vorwärts“. So sei also auch etwas vom Geist des „Vorwärts“ mit in Bolivien gewesen, wo Tania und Che 1967 umkommen sollten.
Angesichts der bewegten Vergangenheit sieht die Gegenwart des „Vorwärts“ vergleichsweise beschaulich aus. Seit 1961 unter der Regierung von Arturo Frondizi die Räumlichkeiten des Clubs enteignet wurden, hat dieser keinen festen Sitz mehr. Vier- bis fünfmal pro Jahr treffe man sich an verschiedenen Orten zu Veranstaltungen, bei denen meist Vorträge gehalten werden, wie der heutige „Vorwärts“-Präsident Natalio Schapira sowie das langjährige Club-Mitglied Alfredo Bauer gegenüber dem Argentinischen Tageblatt erläuterten. Derzeit zählt der Verein rund 100 Mitglieder, die Treffen, die meist im erwähnten Centro Cultural oder in der Nationalbibliothek stattfinden, sind aber zum größten Teil offene Veranstaltungen. Der Verein schalte sich öffentlich vorrangig dann ein, wenn es um Menschenrechte gehe, erläutert Bauer, der in diesem Zusammenhang den engen Kontakt zur Liga für Menschenrechte erwähnt. Zu politischen Gruppierungen oder Parteien des linken Spektrums gebe es zwar Kontakte, aber „keine einseitigen Festlegungen“. Wie es um die Zukunft des Vereins steht, bleibt offen. Eine „besondere Werbung“ zur Gewinnung neuer Mitglieder betreibe man jedenfalls nicht, so Bauer.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Großer Stromausfall
Einen so großen Stromausfall gab es selten: Am Mittwoch gegen 18 Uhr, als immer noch gefühlte über 30 Grad Hitze über Buenos Aires lagen, versagte in vielen Stadtteilen die Elektrizitätsversorgung. Rund 3 Millionen Menschen waren betroffen, viele auf dem Weg von der Arbeit nach Hause. Doch der Nachhauseweg war vielen fast unmöglich: Die U-Bahnen sowie die Züge der Bahnlinie „Mitre“ stellten mangels Strom ihren Verkehr ein. Auf den verstopften Straßen quälten sich überfüllte Busse. Der Ausfall von 1800 Ampeln komplettierte das Chaos. Genervte Autofahrer veranstalteten Hupkonzerte. Es dauerte rund drei Stunden, ehe die Techniker der Elektrizitätsversorger Edesur und Edenor die Lage wieder in den Griff bekamen. Sie sprachen von einer Überlastung des Netzes angesichts des durch die Hitze bedingten Kühlbedarfs. Zwei Starkstromleitungen zwischen dem Unterwerk Hudson und der zentralen Versorgungsstation am Río de la Plata seien zusammengebrochen, so die Stromanbieter. Von dem Ausfall besonders stark betroffen war das Stadtviertel Villa Crespo, aber auch Barracas, Puerto Madero, das Microcentro, Caballito, Villa Devoto, Palermo, Once, Colegiales, Coghlan und Recoleta wurden in Mitleidenschaft gezogen. Im Großraum Buenos Aires traf es vor allem Avellaneda, Banfield, Lanús und Vicente López.
Müllberge
Müllberge, überall Müllberge. Mehrere Tage lang beeinträchtigte ein Streik der Müllverwertungsarbeiter das Leben der Hauptstadtbewohner. Kern des Konfliktes ist die Forderung der Gewerkschaft AGOEC, dass die Mülldeponie „Norte III“ in José León Suárez (Provinz Buenos Aires) dringend erweitert werden muss. Dort werden täglich 6000 Tonnen Müll aus der Hauptstadt und 11.000 Tonnen aus dem Großraum Buenos Aires abgeladen. Es gibt Pläne, die Anlage zu schließen. Da aber bislang keine Alternativgelände ausgebaut werden, fürchten die Arbeiter um ihre Arbeitsplätze. Sie fordern, dass 140 Hektar des angrenzenden Militärgeländes „Campo de Mayo“ zur Mülldeponie umfunktioniert werden. Erst Drohungen der Stadtregierung, gegen die streikenden Müllverwertungsarbeiter juristisch vorzugehen, sollten diese weiterhin die Müllentsorgung blockieren, brachte am Dienstag (vorerst) ein Einlenken. Doch die stinkenden Müllberge abzutragen, dauert. Ende der Woche war in Vierteln wie Palermo, Recoleta, Belgrano, Villa Crespo und Chacarita noch immer viel Unrat an den Straßen zu registrieren.
Macri in der Provinz
Die Ambitionen von Buenos Aires‘ rechtskonservativem Bürgermeister Mauricio Macri, seinen politischen Einfluss über die Stadtgrenzen hinaus auszudehnen, sind bekannt. Um in der bevölkerungsreichen Provinz Buenos Aires das Terrain für die Wahlen im kommenden Jahr zu bereiten, präsentierte sich Macri am vorigen Sonnabend auf einer Kundgebung im Vorort Lanús. Dort war er bemüht, sich als führender Oppositionspolitiker gegen die Nationalregierung von Cristina Fernández de Kirchner zu profilieren. Erstmals erklärte er offen seine Solidarität mit den Massenprotesten im Land: „Ich will Ihnen sagen, dass die Proteste am 8. November uns repräsentieren als Argentinier und freie Menschen, die besser leben wollen: respektvoll und in Toleranz.“ Macri ermutigte die Anwesenden, ihre Angst abzulegen. Es müsse Schluss sein mit einer Politik, die das Land spalte.
Neuer DAIA-Chef
Führungswechsel an der Spitze der DAIA: Neuer Vorsitzender des Dachverbandes der jüdischen Vereinigungen in Argentinien wird Julio Schlosser. Bei der Wahlversammlung erhielt der bisherige Vizepräsident der DAIA 65 Stimmen – 22 mehr, als sein Gegenkandidat Claudio Avruj verbuchen konnte. Schlosser löst nun am 20. November Aldo Donzis ab, der nach sechs Jahren an der DAIA-Spitze nicht mehr kandidierte. Schlossers Amtszeit beträgt zwei Jahre. Er hatte bei der Wahl die Unterstützung des Arbeiterflügels sowie der wichtigsten Sportclubs der jüdischen Gemeinschaft. Schlosser wird ein vergleichsweise gutes Verhältnis zur Kirchner-Regierung nachgesagt. Sein Konkurrent Avruj, der bei der Wahl auf den Rückhalt bei den religiös Orientierten zählen konnte, ist hingegen politisch dem Macri-Lager zuzurechnen. Schlosser tritt sein Amt zu einer Zeit an, in der die Beziehungen zwischen der DAIA und der Nationalregierung wegen deren Verhandlungen mit dem Iran empfindlich gestört sind.
Gegen Wieder-Wiederwahl
Sie sind sich einig in dem Ziel, eine dritte Amtszeit von Cristina Fernández de Kirchner als Präsidentin unbedingt verhindern zu wollen. 107 Abgeordnete der Deputiertenkammer unterzeichneten am Dienstag ein Dokument, das sich gegen die von Teilen des Regierungslagers angestrebte Verfassungsänderung wendet, durch die eine erneute Wiederwahl des Staatsoberhauptes möglich wäre. Die Unterzeichner kamen aus den Reihen der Radikalen Bürgerunion (UCR), der sozialistischen „Breiten progressiven Front“ (FAP), der konservativen PRO-Partei, der Bürgerlichen Koalition (CC) und des „Projektes Süden“ von Filmemacher Pino Solanas. Sie verpflichteten sich, gegen jede etwaige gesetzgeberische Initiative des Kirchner-peronistischen Regierungslagers vorzugehen.
Rekordtemperaturen
So heiß war es Anfang November in Argentinien seit Beginn der Wetteraufzeichnungen noch nie: Temperaturen um die 35 Grad waren Mitte der Woche in Buenos Aires zu verzeichnen. Werte, die sonst eigentlich nur im Hochsommer erreicht werden. Allerdings sagen die Meteorologen des Nationalen Wetterdienstes (SMN) zum Wochenende einen rapiden Temperatursturz voraus: Bis zu 20 Grad soll das Quecksilber fallen. Ein Wolkenbruch gestern Mittag leitete den Wetterumschwung ein.
Probleme nach Start
Aufregung im Flugzeug: Zweimal musste am Montagabend eine Maschine der „Aerolíneas Argentinas“ nach ihrem Start in Madrid-Barajas ihren vorgesehenen Flug nach Buenos Aires unterbrechen und zurück zum Flughafen fliegen. Grund der nervenaufreibenden Pannen waren technische Probleme. Die Landeklappen ließen sich nicht vollständig zurückfahren. Die Entscheidungen zur Kehrtwende wurden getroffen, als das Flugzeug jeweils eine Höhe von 4600 Metern erreicht hatte. Die Maschine - ein Airbus vom Typ 340 - hat 1994 ihren ersten Flug absolviert. (AT/mc)
Meinung
Die Gesellschaft hat andere Sorgen
Die Präsidentin stellt bestimmte Themen in den Vordergrund, die die Gesellschaft überhaupt nicht interessieren. Der Streit mit Clarín hat für die meisten Menschen keine Bedeutung, und der Sinn des neuen Gesetzes über Fernsehen und Hörfunk, das am 7 Dezember effektiv in Kraft tritt, wird nicht begriffen, da es für die Fernsehzuschauer und Radiohörer überhaupt kein Problem gibt. Das Angebot ist so groß, so dass jeder wählt, was ihn am meisten interessiert. Dass der Clarín-Konzern angeblich eine zu große Rolle spielt, ist den meisten Zuschauern und Zuhörern kaum bewusst. Außerdem interessiert es sie nicht, da es für sie nur um die konkreten Programme geht. Wer ein höheres “Rating” bei seinen Sendungen anstrebt, muss es verstehen, dem Wunsch des Publikums entgegenzukommen. Pressefreiheit ist für alle Medien, sowohl Zeitungen und Zeitschriften wie Fernseh- und Hörfunksender, relativ, denn sie müssen ihre Kunden befriedigen, damit diese nicht abwandern. Das Regierungsprogramm “6-7-8” hat kaum Zuschauer, während das kritische Sonntagsprogramm von Jorge Lanata ein besonders hohes Rating hat. Das ist auf eine freie Entscheidung der Zuschauer zurückzuführen, und gewiss nicht auf den Umstand, dass Clarín die Konzession für den Kanal 13 hat, der das Programm sendet.
Aber auch andere Themen, die die Regierung in den Vordergrund stellt, interessieren überhaupt nicht. Die Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre wird mit Achselzucken hingenommen. Einige sind dafür, andere dagegen, aber die Gesellschaft empfindet das Thema allgemein als belanglos. Die Einführung des “per saltum” ist für den allergrößten Teil der Gesellschaft ein abstraktes Thema, das ihr ziemlich gleichgültig ist. Und auch was die Präsidentin in ihren ständigen Fernsehauftritten erzählt, interessiert kaum.
Die Umfragen zeigen, dass die persönliche Unsicherheit die erste Sorge der Gesellschaft ist. Das betrifft arm und reich, und in der Praxis jene Reichen weniger, die eine persönliche Wache zahlen können. Verbrechertum hängt direkt mit dem Rauschgiftkonsum zusammen. Die Menschen empfinden, dass die Regierung zu wenig auf diesem Gebiet tut, und sie haben Recht.
Die Bevölkerung will, dass dies effektiv bekämpft wird. In der Tat müsste zunächst die Polizei Rückendeckung erhalten. Denn so wie die Dinge jetzt liegen, muss ein Polizist warten, bis ein Verbrecher auf ihn schießt, bevor er selber (wenn er am Leben bleibt) schießen kann. Was den Drogenhandel betrifft, so besteht die einzige effektive Möglichkeit im Einsatz der Streitkräfte für dessen Bekämpfung. Sie haben ohnehin nichts Wichtiges zu tun, und könnten hier einen wichtigen Beitrag für die Gesellschaft leisten. Allerdings müsste dann die militärische Vergangenheit, die mit dem Krieg gegen den Terrorismus zusammenhängt, bereinigt werden. Denn sonst müssen die Militärs befürchten, dass sie nachher wegen Verletzung der Menschenrechte angeklagt werden, wenn sie Drogenhändler erschießen. Das Drogenproblem ist zu wichtig, als das man es auf die leichte Schulter nimmt. Der steigende Rauschgiftkonsum zerstört die Gesellschaft, und das wird klar empfunden.
Danach kommen andere Themen, wie Arbeitslosigkeit, was besonders die Jugend betrifft. Dieses Problem wird durch die schlechte Konjunktur akuter, was die Gesellschaft allgemein empfindet. Auch machen sich die Menschen zunehmend Sorge um die Inflation. Dass das Statistische Amt die Inflationszahlen notorisch fälscht und die Präsidentin diese falschen Zahlen als richtig hinstellt, kommt besonders schlecht an. Denn die Menschen empfinden, dass man sie auf den Arm nimmt. Was die Regierung tut, ist einfach unseriös, und die Bevölkerung will eben eine seriöse Regierung.
Ein großer Teil der Gesellschaft spart, und will dann den Wert seiner Ersparnisse erhalten, zu welchem Zweck Dollar gekauft werden. Wenn die Präsidentin u.a. Regierungssprecher die Dollarkäufer mit reichen Leuten identifizieren, die ins Ausland reisen, oder hohe Summen kaufen oder überweisen, geht sie am Kern des Themas vorbei. Die Möglichkeit, Dollarnoten frei kaufen und verkaufen zu können, interessiert den kleinen Mann, der sich vor Inflation schützen will und empfindet, dass die Regierung ihm keine Möglichkeit in diesem Sinn lassen will, um ihm seine Ersparnisse mittels Inflation zu rauben.
Schließlich tritt noch die phänomenale Korruption als Thema für die Bevölkerung auf. Für die meisten Menschen besteht ein direkter Zusammenhang zwischen dem, was die Regierungsmannschaft stiehlt, und dem, was ihnen fehlt. Außerdem empfindet die Gesellschaft nicht nur den direkten Diebstahl, sondern auch die Vergeudung öffentlicher Gelder, wie z.B. für ein übertrieben teures und luxuriöses Badezimmer im Regierungsgebäude, als Skandal. Die Gesellschaft hat ein gewisses ethisches empfinden, das geachtet werden sollte. Dass die Präsidentin u.a. Regierungsmitglieder den Normalbürger zum Narren halten, kommt gewiss schlecht an.
Diese Distanzierung zwischen der Regierung und der Gesellschaft ist bei den Massenversammlungen vom 13. September und vom 8. November deutlich zum Ausdruck gekommen. Diese vielen Menschen, die spontan auf die Straßen gehen, um ihrer Missstimmung Ausdruck zu verleihen, stellen keine politische Alternative auf, wollen keinen Staatsstreich und sprechen sich auch nicht für Oppositionsparteien und -figuren aus. Sie wollen nur, dass die Regierung sich um die Themen ernsthaft kümmert, die im Vordergrund stehen. Und wenn die Regierung dies nicht versteht, so wird die friedliche Warnung schließlich doch direkte politische Folgen haben.
Meinung
Weiße alte Männer
Von Stefan Kuhn
Die demografische Erkenntnis kam spät in der Wahlnacht: Mit weißen alten Männern kam man in den USA keine Wahlen mehr gewinnen. So etwa sieht der Durchschnittswähler des republikanischen Präsidentschaftskandidaten Mitt Romney aus. Mike Huckabee, republikanisches Urgestein, früherer Gouverneur von Arkansas und 2008 Präsidentschaftskandidat in den Vorwahlen der Republikaner, sprach es deutlich aus. Ohne bei den Minderheiten, Afroamerikanern, Asiaten und Hispanics, zu punkten, wird die Grand Old Party (GOP) in nächster Zukunft keine Präsidentschaftswahlen mehr gewinnen.
Das ist wohl etwas zu pessimistisch, denn die Präsidentschaftswahlen vom Dienstag sind äußerst knapp ausgegangen. Präsident Barack Obama hat seinen Wahlsieg dennoch diesen Minderheiten zu verdanken. Vor allem den Wählern lateinamerikanischer Herkunft. Sie unterstützten den Demokraten zu über 70 Prozent, und sie sind die am schnellsten wachsende Minorität. Sie haben dafür gesorgt, dass die Demokraten inzwischen Südstaaten wie New Mexico oder Colorado gewinnen oder auch Florida, obwohl dort mit den Exilkubanern die einzige Hispanics-Gruppe stark vertreten ist, die mehrheitlich zu den Republikanern tendiert.
Deutlich vorn lag Obama auch bei den Wählerinnen (55:44%) und bei den Jungwählern zwischen 18 und 29 Jahren (60:37%). Das relativiert sich jedoch etwas, wenn man die Minderheiten weglässt. Romney hat sowohl bei den weißen Wählerinnen (56:42%), als auch bei den weißen Jungwählern (51:44%) einen komfortablen Vorsprung. Obamas Erfolg hat vorwiegend mit den Minderheiten zu tun. Er hat zwar im Vergleich zu 2008 bei der weißen Bevölkerungsgruppe, die immerhin noch mehr als 70 Prozent der Wähler repräsentiert, fünf Prozentpunkte verloren, konnte diesen Verlust durch Gewinne bei den Minderheiten jedoch in Grenzen halten.
Natürlich spielen noch andere Faktoren eine Rolle bei Obamas Sieg. Seine Frau Michelle, die Wahlkampfhilfe Bill Clintons, sein kämpferischer Vize Joe Biden oder auch der Hurrikan „Sandy“. Vor allem aber hatte der Präsident einen strategischen Vorteil: Während sich sein Herausforderer noch in einem quälenden Vorwahlkampf befand, betrieb Obamas Wahlkampfteam schon Basisarbeit in den hart umkämpften Swing States. Das geschah weitgehend unbemerkt, hatte aber am Ende sichtbaren Erfolg. Obama gewann sieben der acht Staaten, in denen ein Kopf-an-Kopf-Rennen erwartet wurde. In Florida, dem achten Staat, liegt er leicht vorn. Obwohl dort schon 97 Prozent der Wahlzettel ausgezählt sind und Obama 50.000 Stimmen Vorsprung hat, will sich noch niemand auf einen Sieger festlegen. Das hat seine Vorgeschichte. Bei der Wahl 2000 wurde dort der Demokrat Al Gore zum Sieger erklärt, am Ende siegte George W. Bush mit zweifelhaften 538 Stimmen Vorsprung. Er gewann alle Wahlmänner des Staates und wurde mit einer Stimme mehr als notwendig Präsident.
Allerdings ist das Warten nach dieser Wahl weniger spannend. In Florida mit seinen 28 Wahlmännern geht es im Prinzip nur noch um die Höhe des Obama-Sieges. Der Präsident könnte sogar die 18 Wahlmänner aus Ohio an Romney abgeben, er wäre immer noch Präsident.
Seinen Sieg hat Obama zu guter Letzt auch den Republikanern zu verdanken. Romney war ein gemäßigter Kandidat, der auch für die politische Mitte wählbar war. Er war Gouverneur von Massachusetts, urdemokratischem Kennedy-Land, und musste dort mit einem von Demokraten dominierten Parlament regieren. Er hat das geschafft - mit einer schon fast demokratischen Politik. Das alles musste er in den Vorwahlen der republikanischen Partei über Bord werfen, geradezu verleugnen. Hätte er das nicht getan, wäre er nicht nominiert worden. Romney hatte selbst gegen solch skurrile Gegner wie den ultrareligiösen Rick Santorum oder den libertären Ron Paul einen schweren Stand. Newt Gingrich, der frühere Mehrheitsführer im Repräsentantenhaus, wäre vielleicht der ideale Kandidat für die Republikaner gewesen. Gingrich ist allerdings zum dritten Mal verheiratet. Das kommt beim religiösen Flügel der Partei nicht gut an.
Romney spielte im Vorwahlkampf den konservativen Hardliner, machte anschließend den noch konservativeren Haushaltsexperten Paul Ryan zu seinem Vize-Kandidaten und versuchte dann, im Präsidentschaftswahlkampf, wieder in die Mitte zu rudern. Das dürften ihm viele unentschlossene Wähler nicht abgenommen haben. Für die Demokraten war das willkommene Wahlkampfmunition. „Romnesia“ nannte Obama die scheinbar fehlende Erinnerung an frühere Aussagen. Dazu kommt noch das Bild des hartherzigen Unternehmers Romney, der Arbeitsplätze in den USA vernichtet und ins Ausland verlegt, der die Autoindustrie in Detroit nicht unterstützen wollte, und das Bild des snobistischen Multimillionärs, der 10.000-Dollar-Wetten macht, kaum Steuern zahlt und 47 Prozent der Obama-Wähler für Sozialschmarotzer hält. Das alles mag nicht der wahre Romney sein, aber es hinterlässt das Bild eines Politikers, der jedem nach dem Mund redet.
Auch wenn die Wahl nicht so deutlich zugunsten Obamas ausgefallen ist wie vor vier Jahren, hat Mike Huckabee Recht. Die Republikaner haben ein ernstes Problem. Sie müssen sich neu erfinden oder besser wiederfinden. Intern dominieren heute religiöse Rechte und Tea-Party-Bewegung. Mit ihrer Unterstützung kann man parteiinterne Vorwahlen, aber keine Präsidentschaftswahlen gewinnen.
Meinung
Randglossen
Eine umfangreiche Gruppe bedeutender Juristen, darunter mehrere Verfassungsrechtler, Intellektuelle, Journalisten und Politiker hat in einer bezahlten Anzeige Stellung gegen den Druck bezogen, den die Regierung auf die Richter ausübt. Der Protest kommt reichlich spät, nachdem Néstor Kirchner gleich nach seinem Antritt als Präsident begann, die Justiz seinem Willen zu unterstellen. Mitglieder des Obersten Gerichtshofes aus der Menem-Periode wurden 2003 auf Grund von (korrekten) Urteilen, mit denen die Regierung nicht einverstanden war, von ihrem Ämtern enthoben, was die Verfassung verbietet. Im Grund war es, weil sie nicht bereit waren, die Gesetze über Schlusspunkt und Gehorsamspflicht, die schon als verfassungskonform erklärt worden waren, nach 16 Jahren zu annullieren.
Danach wurde (Francisco) Javier Fernandez, der in der vom Parlament abhängigen Kontrollstelle tätig ist, mit der Aufgabe betraut, die Richter unter Druck zu setzen, damit sie in politisch wichtigen Verhandlungen ihre Urteile gemäß dem Wunsch der Regierung fällen. Jetzt rebellieren viele Richter, die sich wohl überlegen, dass sie bei einem Regierungswechsel gelegentlich erklären müssen, warum sie Urteile gefällt haben, die keiner juristischen Prüfung standhalten. Im Richterrat hat die Rebellion schon hohe Wogen geschlagen. Diese Entwicklung muss als sehr positiv angesehen werden, auch wenn sie mit der Schwäche einer Regierung zusammenhängt, die sich in einer Sackgasse befindet.
Man kennt das ja. Internationale Wahlbeobachter haben einen schweren Job. Mal dürfen sie sich Wahllokalen nicht nähern, mal können sie nur von den Behörden ausgesuchte Wahllokale besuchen. In solchen Fällen denkt man sofort an Weißrussland, Simbabwe, Birma oder Venezuela, aber hier handelt es sich um ein Land, das glaubt, die moderne Demokratie erfunden zu haben. In den USA, die selbst OSZE-Mitglied sind, erfuhren OSZE-Beobachter solche Schikanen. Dazu kommt noch, dass die Stimmenauszählung in diesem hochentwickelten Land, dem wirtschaftlich und politisch wichtigsten Staat der Erde, immer noch andauert. Was Wahlen angeht, sind die USA definitiv ein Entwicklungsland.
Ohne Zweifel. Bundeskanzlerin Angela Merkel ist in vielen EU-Staaten eine Reizfigur. Warum das so ist, kann man sogar etwas nachvollziehen. Deutschland weigert sich, den EU-Krisenstaaten eine Lizenz zum Schuldenmachen zu erteilen. Das bedeutet für diese Länder harte Sparmaßnahmen, die die Bevölkerung der entsprechenden Länder ebenso hart treffen. Dass die Bevölkerung dieser Länder auf die Straße geht, wenn Merkel zu Besuch kommt, ist verständlich. Nicht verständlich ist, dass über 100 portugiesische „Intellektuelle“ Merkel vor ihrem Portugal-Besuch zur „unerwünschten Person“ erklären. Von „Intellektuellen“ erwartet man eigentlich eine scharfe Analyse des Problems - vor allem seiner Ursachen. Diese haben weniger mit Deutschland und Merkel zu tun als mit Portugal. Man kann den Spieß auch umdrehen. Wenn portugiesische Staatsbürger für deutsche Schulden bürgen müssten, würde es vermutlich auch einen offenen Brief portugiesischer „Intellektueller“ geben.
Ausflüge & Reisen
Die Ruta 40 wird immer malerischer
Von Marlú Kirbus
Kilómetro Cero.
Vor nunmehr knapp achtzig Jahren wurde das argentinische Straßennetz geboren. Mit Ausgangspunkt vor dem Kongresspalast wurden die Routen nummeriert, bald darauf begradigt und mit festem Belag versehen. Ähnlich den römischen Viae, wie die Appia, Aurelia, Aprilia, Emilia, Flaminia, Flavia usw., verlaufen die meisten strahlenförmig von einem zentralen Punkt aus, in unserem Fall vom Monolithen Kilómetro Cero.
Die einzige große Ausnahme war, wohl wegen ihrer extremen Länge, die Ruta 40, die in Mendoza begann und in zwei Hälften aufgeteilt war.
Ihrer wachsenden touristischen Bedeutung wegen ist sie vor einigen Jahren in ein durchgehendes Gesamtstück von knapp 5000 Kilometer dieser Nord- Südachse verwandelt worden. Gleichzeitig wurde sie streckenweise romantischer gestaltet.
So wurde nun auch das malerische Stück der Ruta de los Siete Lagos zwischen Bariloche und San Martín de los Andes der Andenmagistrale eingegliedert. Machónico, Villarino, Falkner und Hermoso heißen einige der Seen, die man linker und rechter Haand berührt. Unweit des Lago Lacar bei San Martín de los Andes kommt man an einem einmaligen geographischen Schauspiel vorbei: dem Arroyo Partido. Ein vom Cerro Chapelco herabkommender Bach teilt sich ohne ersichtlichen Grund in zwei Arme: einer fließt in den Pazifik, der andere strebt dem Atlantik zu. Eine unscheinbare, aber real existierende Kontinentale Wasserscheide und ein weiterer Höhepunkt der an Überraschungen nicht armen Ruta 40. Mit einem Kanu könnte man die beiden Strecken ohne weiteres abfahren. Doch auch der Rest der Straße bietet Naturwunder in Fülle.
Von der Ruta 40 gesehen: links geht’s zum Atlantik, rechts zum Pazifik.
Jetzt fehlt nur noch, dass das Stück Mendoza - Uspallata - San Juan in die Ruta 40 einbezogen wird, was sicherlich auch demnächst erfolgen dürfte.
Um die ganze Ruta 40 abzufahren - der Traum vieler -, benötigt man rund fünfzig Tage: Fünf von Buenos Aires nach Punta Vírgenes (heutiger Kilometerstein Null), vierzig für die eigentliche Strecke, und fünf weitere zurück nach Buenos Aires.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,79, 0,10% über einer Woche zuvor und 10,88% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen u$s 45,39 Mrd. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28. Dezember bei $ 4,896, zum 31. März 2013 bei $ 5,12, zum 28. Juni 2013 $ 5,38, und zum 30. September 2013 bei $ 5,665. Der Terminkurs zum 31. Oktober 2013 stellt einen Jahreszinssatz von 21,63% dar, der die Abwertungserwartung zum Ausdruck bringt. Der Schwarzkurs für Dollarnoten schloss zu $ 6,33, während der Kurs für Überweisungen (über gleichzeitigen Verkauf und Kauf von Staatspapieren in Dollar, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden) auf $ 7,15 stieg, und somit fast 50% über dem offiziellen Kurs lag.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Donnerstag um 2,19%, lag jedoch um 2,47% unter Ende 2011.
***
Staatsbonds verzeichneten letzte Woche mehrheitlich eine Zunahme. Par-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche zum Donnerstag um 4,05%, lagen jedoch um 4,40% unter Ende Dezember. Discount-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche um 2,18% und um 1,40% im Laufe des Jahres. Boden 2013 (in Dollar) blieben in der Woche unverändert und lagen um 3,22% über Ende Dezember. Boden 2014 stiegen in einer Woche um 0,52%, und im Laufe dieses Jahres um 19,92%. Boden 2015 fielen in einer Woche um 0,30%, und ab Dezember um 5,83%.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 174,95 gehandelt (Vorwoche: $ 175,15) und bei 24 Karat zu $ 358,50 ($ 358,80).
***
Das Schatzamt wies für Oktober ein echtes (“finanzielles”) Defizit von $ 2,59 Mrd. aus, 36% über dem gleichen Vorjahresmonat. Dies wurde jedoch nur durch einen Beitrag von $ 4 Mrd. erreicht, der als laufende Einnahme gebucht wird, und von der ZB aus ihrem Gewinn und der ANSeS aus dem Ertrag des Sonderfonds beigesteuert wurde. Im ersten Fall handelt es sich um einen Buchgewinn, der sich aus der Aufwertung der Devisenrserven ergibt, die in Pesos ausgedrückt werden; und im zweiten Fall handelt es sich um Mittel, die für die Rentner bestimmt sind. Das primäre Ergebnis (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) lag mit $ 534,8 Mio. um 19% über dem Vorjahr. Die Ausgaben lagen im Oktober um 18,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, und die Einnahmen stiegen um 18,4%. Die Aufwendungen für Gehälter und Renten stiegen im interjährlichen Vergleich um 22,6%, wobei für Pensionen und Hinterbliebenenrenten 34% mehr aufgewendet wurde. Doch die Kapitalausgaben lagen um 2% unter dem Vorjahr.
***
Die ZB hat das Verhältnis des Eigenkapitals zu den einzelnen Kreditarten gesenkt, was den Banken erlaubt, diese Kredite zu erhöhen. Bei Krediten für physische Personen und Kleinunternehmen wurde der Koeffizient von 100% auf 75% herabgesetzt, bei Hypothekarkrediten für Eigenwohnung von 50% auf 35% und bei Krediten an den Staat (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) gilt jetzt ein Nullkoeffizient. Doch Staatsunternehmen wie YPF werden nicht wie der Staat selber behandelt.
***
Die Nachfrage nach Arbeitskräften, die die Universität Di Tella für die Bundeshauptstadt und Umgebung auf Grund der Anzeigen über freie Stellen in den großen Zeitungen ermittelt, lag im Oktober um 35,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 3,9% unter September 2012.
***
Im 3. Quartal 2012 wurden 4.387 Landwirtschaftsmaschinen verkauft, 17% unter der gleichen Vorjahresperiode, teilt das INDEC mit. Der Verkauf von Saatmaschinen ging um 41% auf 789 Stück zurück, währender der Tracktoren um 19,6% auf 1.779 Stück sank. Doch Erntemaschinen stiegen um 2,7% auf 303 Einheiten.
***
Die Baukosten lagen in der Bundeshauptstadt im September um 25,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Die Arbeitskosten lagen um 33,5% höher, die Kosten für Ausgrabung stiegen um 37,2%, Badezimmerausrüstungen waren um 35% teurer, und Granitbedeckungen für Küchentische um 30,7%.
***
Die gesamte Verschuldung des Nationalstaates erreichte zum 30. Juni 2012 u$s 182,74 Mrd., berichtet das Statistische Amt (INDEC). Die Zunahme gegenüber Ende Dezember 2011 betrug u$s 3,78 Mrd. Die Schuld schließt die u$s 11,21 Mrd. nicht ein, die den Holdouts geschuldet werden, und auch nur u$s 6,47 Mrd., die die Schuld an die Staaten des Pariser Klubs darstellen (ohne Zinsen, die auch geschuldet werden und gut u$s 3 Mrd. ausmachen). Die zum 30.6.12 ausgewiesene Staatsschuld macht 41,5% des Bruttoinlandsproduktes aus. 50% des Betrages besteht in Dollarschulden, 20% in Pesos, aber mit CER-Wertberichtigung, 19% in Pesos ohne Berichtigung, 10% in Euro und 1% in anderen Währungen. 55% der gesamten Schuld befindet sich in Händen staatlicher Ämter (besonders ZB, Banco Nación und ANSeS), was den Fall entschärft, da diese Schulden automatisch erneuert werden.
***
Die Provinz Santa Cruz hat die Erdölkonzessionen von YPF vorzeitig um 10 Jahre verlängert. Das erlaubt dem Unternehmen, Investitionen durchzuführen, die eine lange Amortisationszeit benötigen, und gleichzeitig bedeutet das für die Provinzverwaltung höhere unmittelbare Einnahmen an Gebühren.
***
Im Oktober wurden 70.073 Kfz (Automobile, Lastwagen und Kleinlaster) in das Register eingetragen (was dem Verkauf an die Kunden entspricht), 3,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. In 10 Monaten 2012 waren es 745.282 Einheiten, 1% weniger als im Vorjahr. Eine Hochrechnung auf 12 Monate ergibt 894.338 Einheiten; doch in den letzten Monaten werden viele Eintragungen auf das nächste Jahr verlagert, so dass für 2012 mit etwas über 800.000 Einheiten gerechnet wird, leicht unter dem Vorjahr, aber immer noch im historischen Vergleich sehr hoch.
***
Die kanadische landwirtschaftliche Genossenschaft Agripur, die 2007 als Partner von Adecoagro (kontrolliert von George Soros) in die lokale Milchwirtschaft eingestiegen war (mit der Marke “La Lácteo”) hat beschlossen, sich zurückzuziehen und erwartet jetzt Angebote für ihren Anteil. Auf alle Fälle hat sie schon eine Amortisation von u$s 9,1 Mrd. wegen des Verkaufs dieser Beteiligung verfügt. Agripur betreibt 27 Milchbetriebe in Kanada und den USA. Soros hatte die lokale “La Lácteo” im August 2007 für u$s 10 Mrd. gekauft und drei Monate später Agripur als Partner aufgenommen. Der Rückzug dieses Unternehmens bedeutet auch, dass die vorgesehene Investition von u$s 120 Mio. für eine Trockenmilchanlage aufgeschoben wird.
***
Der Umsatz des Einzelhandels lag im Oktober um 2,3% unter September, berichtet der Verband CAME, der diesen Bereich vertritt. Es handelt sich um den 8. Monaten in Folge mit Abnahme. In 10 Monaten betrug die Abnahme gegenüber dem Vorjahr 3%.
***
Die Consulting-Firma “Economía & Regiones”, geleitet von Rogelio Frigerio, hat auf Grund von INDEC-Zahlen berechnet, dass der Anteil der Industrie am Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2012 16% beträgt, gegen 17% im Jahr 1998. Der Anteil der primären Produktion liegt dieses Jahr bei 5% (gegen 7% 1998), der der Bauwirtschaft bei 6% (6%), der der Dienstleistungen des öffentlichen Bereiches bei 4% (5%) und der der privaten Dienstleistungen bei 68% (1998: 65%). Das widerlegt die These der Regierung, die u.a. Vizewirtschaftsminister Axel Kiciloff unlängst geäußert hat, dass 2003 eine strukturelle Wende in Richtung einer Reindustrialisierung der Wirtschaft eingesetzt habe.
***
Der Export von Biodieselöl ist im September, als der Exportzoll stark erhöht wurde, sofort auf die Hälfte des Vormonats gesunken. 2011 wurden 1,8 Mio. t Biodieselöl exportiert, die u$s 2,1 Mrd. einbrachten und dem Staat zu Einnahmen von u$s 350 Mio. verhalfen. Die Consulting-Firma IES (Investigaciones Económicas Sectoriales) hat ermittelt, dass in 9 Monaten 2012 1,3 Mio. t Biodieselöl für u$s 1,54 Mrd. exportiert wurden, so dass für das ganze Jahr weniger Exporte als im Vorjahr erwartet werden. 91% der Exporte gehen nach Europa: 52,3% nach Spanien und 26,4% nach den Niederlanden (wo das Produkt an andere Länder geliefert wird).
***
Die Zahl der notariellen Immobilienübertragungen in der Stadt Buenos Aires (die zum größten Teil Wohnungen umfassten, aber auch Geschäftslokale u.a. einschließt) lag im September mit 3.247 Einzelfällen um 47% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Der Gesamtbetrag der Verkäufe machte $ 1,48 Mrd. aus, 43,6% unter dem Vorjahr. In den ersten 9 Monaten 2012 wurden 35.081 Immobilien verkauft, 23,7% weniger als in der gleichen Vorjahresperiode und knapp über den 34.786 der gleichen Periode des Jahres 2009, als die Konjunktur schwach war. Im September lag der Durchschnittswert pro Immobilie $ 456.140, was zum offiziellen Kurs von $ 4,67 u$s 97.675 ausmacht.
***
Die Zahl der Baugenehmigungen lag in der Bundeshauptstadt in 9 Monaten 2012 um 36,6% unter der gleichen Vorjahresperiode, wobei der Rückgang, gemessen an bebauter Fläche, 37,7% betrug. Dabei ist die Tendenz deutlich abnehmend: im September 2012 lagen die Baugenehmigungen um 54,3% unter dem Vorjahr.
***
Der landwirtschaftliche Verband CARBAP (Confederaciones Rurales de Buenos Aires y La Pampa) hat ermittelt, dass in der Provinz Buenos Aires 13,5 Mio. Hektar überschwemmt sind, was bezogen auf eine Gesamtfläche, die für Landwirtschaft eingesetzt wird, von 30 Mio. Ha, 45% ausmacht. Das provinzielle Landwirtschaftsministerium hatte in der Vorwoche von 4 Mio. Ha gesprochen. Verbandspräsident Horacio Salaverri wies darauf hin, dass von den Investitionen zur Ausbaggerung des Salado-Flusses, die für einen schnelleren Abfluss des Wassers bestimmt sind, nur 35% durchgeführt worden seien. Der Verband schätzt den Schaden, den diese Überschwemmungen herbeiführen, auf $ 11,8 Mrd., von denen $ 3,3 Mrd. auf Verluste bei Mais, $ 4 Mrd. auf Verluste bei Sojabohne und der Rest auf Rinder- und Milchwirtschaft entfällt. Der Umstand, dass jetzt höhere Temperaturen eintreten, führt indessen zu einer schnelleren Überwindung des Phänomens, da dabei mehr Wasser verdunstet, besonders dort, wo die Überschwemmung gering ist, so dass sich mehr Wärme ansammelt.
***
Im Monat Oktober erzeugten die lokalen Kfz-Fabriken-insgesamt 79.416 Automobile, Kleinlaster und Lastwagen, 8,4% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband Adefa (Asociación de Fábricas de Automotores). Dennoch liegen die ersten 10 Monate 2012 um 10,7% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an Agenturen lagen im Oktober mit 67.602 Einheiten um 17,9% unter dem Vorjahr, und in 10 Monaten mit 671.347 Einheiten um 7,3% niedriger. Der Export erreichte 51.252 Kfz, 20,7% über dem Vorjahr, wobei über 80% nach Brasilien ging. Der Import deckte im Oktober 57,6% der Lieferungen an die Agenturen. Dies umfasst jedoch nur die Importe der lokalen Kfz-Fabrikanten, zu denen dann noch die von anderen Marken hinzukommen, wie besonders BMW.
***
Bei den Kfz-Verkäufen an Kunden (die mit den Eintragungen in das nationale Kfz-Register gemessen werden), die in den ersten 10 Monaten 2012 735.322 Einheiten betrugen, lag Volkswagen mit einem Anteil von 19,89% an erster Stelle, gefolgt von General Motors mit 16,13%, Renault mit 14,61%, Ford mit 12,09%, Fiat mit 9,80%, Peugeot mit 9,70%, Toyota mit 5,41%, Citroën mit 3,59%, Honda mit 1,99%, Mercedes Benz mit 1,71%, Audi mit 0,78%, Chery mit 0,73%, Iveco mit 0,70%, Hyundai mit 0,48%, Dodge mit 0,31%, BMW mit 0,26%, Scania mit 0,24%, Jeep mit 0,23%, Kia mit 0,20% und Volvo mit 0,15%. Der Rest verteilt sich auf andere Marken. Wenn man statt Einheiten Werte nimmt, dann steigt der Anteil von Mercedes Benz, BMW, Audi, Iveco und Scania sehr stark.
***
Die landwirtschaftlichen Arbeiter (“peón rural”) erreichten eine Lohnerhöhung von 28%. Ab 1. Oktober besteht eine Zunahme von 20%, und ab 1. Dezember kommen noch einmal 8% hinzu.
***
Letzte Woche schrieb die ZB Wechsel für $ 3,19 Mrd. aus, und erhielt Angebote für 2,78 Mrd., die angenommen wurden. Da gleichzeitig Wechsel in Höhe von $ 2,45 Mrd. verfielen, fand eine Expansion von $ 324 Mio. statt. 93% der Offerten bezog sich auf Lebac. Die $ 200 Mio., die für Nobac geboten wurden, wurden zurückgewiesen, um keine Zinserhöhung zuzulassen. Bei Lebac wurden $ 1 Mrd. zu vorbestimmten Sätzen von 12,83% bis 13,21% zugeteilt. Der Rest wurde, je nach Laufzeit, zwischen 13,80% und 16,86% verzinst.
***
Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino wies darauf hin, dass die Geierfonds versuchen, die normalen Zahlungen an die Gläubiger, die die Umschuldungsangebote von 2005 und 2010 angenommen haben (die 93% des defaultierten Schuldbetrages umfassen) zu verhindern. Nachdem Richter Thomas Griesa, von New York, angeordnet hatte, den Holdouts “pari passu” mit den anderen Gläubigern zu zahlen, und dies von der Berufungskammer bestätigt wurde, wird befürchtet, dass die Banken einen Teil der Mittel abzweigen, die ihnen die argentinische Bank für Zahlung an die Inhaber von Staatsbonds (Zinsen und Amortisation) überweist, und sie den Holdouts zur Verfügung stellen. Lorenzino (der ein vernünftiger Karrierebeamter ist) wollte, wie verlautete, zunächst die Umschuldung neu eröffnen (und das Gesetz außer Kraft setzen, das dies verbietet), so dass dann kein Problem besteht, ihnen genau so viel zu zahlen, wie den anderen. Das kann finanziell verkraftet werden. Dadurch wäre die juristische Position Argentiniens gegenüber den Geierfonds u.a. Holdouts günstiger, da sich die Diskussion dann nur um die Restzahlung drehen würde, die bis zum vollen Nennwert der Bonds verbleibt. Und hier hätte Argentinien das Argument, dass bei einer vollen Zahlung an die Holdouts, auch diejenigen gleich behandelt werden müssen, die dem Schuldenschnitt zugestimmt haben, was für das Land untragbar wäre. Doch angeblich hat die Präsidentin den Vorschlag des Ministers schroff abgewiesen und darauf bestanden, dass den Holdouts überhaupt nichts bezahlt wird. Und das stellt sich jetzt als äußerst gefährlich dar.
***
Der Gewinn von YPF erreichte im 3. Quartal 2012 $ 756 Mio., 51% unter der gleichen Vorjahresperiode ($ 1,54 Mrd.). Der Umsatz lag jedoch mit $ 17,38 Mrd. um 15,7% höher und der reine Betriebsgewinn lag mit $ 1,79 Mrd. um 31,2% unter dem Vorjahr. Während die Ölförderung im 3. Quartal um 0,6% über dem Vorjahr lag, lag die gesamte Produktion, einschließlich Gas, um 1,3% unter dem Vorjahr. Die YPF-Aktien sind nach Bekanntgabe dieser Daten an der Börse von New York sofort um 3% gefallen, so dass das ganze YPF-Kapital jetzt einen Börsenwert von nur u$s 4,15 Mrd. hat, 29% weniger als im Mai, als Miguel Galuccio als Präsident antrat. Als die spanische Repsol YPF kaufte, zahlte sie u$s 15 Mrd., obwohl der internationale Erdölpreis damals unter einem Drittel des gegenwärtigen lag. Danach wurden jedoch Reserven von Erdöl und Gas aufgebraucht, Anlagen und Beteiligungen im Ausland von YPF auf Repsol übertragen und das Unternehmen finanziell ausgehöhlt, durch Ausschüttung von praktisch dem ganzen Gewinn in bar, plus gleichzeitiger Verschuldung.
***
Während die AFIP das gesamte landesweite Haushaltspersonal, das Beiträge zum Rentensystem zahlt, auf 460.267 bezifferte, sind es gemäß dem statistischen Bulletin für soziale Sicherheit nur 286.109. Das Arbeitsministerium rechnet mit insgesamt 1,2 Mio. Personen, die in Haushalten arbeiten, wobei 80% schwarz tätig sind. Die Gehälter des Haushaltspersonals wurden von der Regierung ab 1. November um 25% angehoben.
***
Die Berufungskammer für Arbeitskonflikte Nr. VIII hat ein Urteil erster Instanz widerrufen und bestimmt, dass die Entlassungsentschädigung auch auf den Betrag des Lohnes berechnet werden muss, auf den keine Soziallasten gezahlt werden (wie es das Ministerium gutgeheißen hat), der als “no remunerativo” bezeichnet wird.
***
Ein lokaler Richter hat die Beschlagnahme der Aktiven des Erdölunternehmens Chevron in Argentinien verfügt, auf Grund einer Klage von Indianergruppen wegen angeblicher Umweltschäden in Ecuador, die auf u$s 19 Mrd. veranschlagt wurden. Doch Chevron besitzt in Ecuador Aktiven für nur ca u$s 200 Mio., während es in Argentinien ca. u$s 2 Mrd. sein sollen. Chevron Corporation, der Konzern, gegen den sich die Klage in Ecuador richtet, weist darauf hin, dass er keine Aktiven in Argentinien hat. Die lokalen Erdöltätigkeiten werden über Filialen vollzogen, die nichts mit dem Unternehmen in Ecuador zu tun haben.
***
Die argentinischen Staatsbonds, die sich im Defaultzustand befinden (und sogenannten “holdouts” gehören), stiegen nach dem jüngsten Gerichtsurteil von New York um 40%. Die Richter haben Argentinien angewiesen, die Zinsen und Amortisationen auf diesen Titel “pari passu” mit denjenigen zu zahlen, die sich den Umschuldungsvorschlägen von 2005 und 2010 angeschlossen haben.
***
Ein chinesischer Konzern gab eine Investition von u$s 100 Mio. bekannt, um in den “Valles Calchaquíes”, Provinz Salta, ein Stromwerk auf der Grundlage von Sonnenenergie zu errichten, das Solar Noa getauft wurde. Die Anlage wird mit parabolischen Spiegeln zählen, die das Sonnenlicht konzentrieren und auf einen bestimmten Punkt senden, wo dann Wärme erzeugt wird, mit der Wasser geheizt und mit dem Dampf Strom erzeugt wird. Anlagen dieser Art gibt es bisher nur in den USA und in Spanien. Die Anlage, mit einer Kapazität von 20 MW soll auf einem Gelände von 70 Ha errichtet werden, was 18 Monate beanspruchen und 300 Menschen beschäftigen soll.
***
Das Transportsekretariat hat beschlossen, dass die Omnibusunternehmen, die Schulden wegen Sozialbeiträgen (an die ANSeS) haben, von den Subventionen für Dieselöl und für die Tarife ausgenommen werden. Sie haben 20 Tage nach der Mahnung Zeit, um diese Schulden zu zahlen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die UNO-Abteilung für Lateinamerika “CEPAL” (Comisión Económica de América Latina) hat berechnet, dass die direkten Kapitalinvestitionen (bei denen es sich um Investitionen in Unternehmen handelt) im 1. Halbjahr 2012 für Brasilien u$s 43,17 Mrd. ausmachten, für Chile u$s 12,27 Mrd., für Mexico 9,62 Mrd., und für Kolumbien u$s 7,79 Mrd. Danach kommt Peru und erst dann Argentinien mit u$s 5,39 Mrd.
***
Die brasilianische Energimp, eine Tochtergesellschaft der argentinischen IMPSA (Pescarmona) und FI-FGTS hat den 14. Windpark in Brasilien in Betrieb genommen, dieses Mal im Staate Ceará. Insgesamt haben diese Anlagen eine Kapazität von 347 MW. Im 1. Halbjahr 2013 sollen weitere 117 MW in Betrieb genommen werden.
***
Das venezolanische Stahlwerk Sidor, das der Staat vom Techint-Konzern enteignet hat, wird dieses Jahr voraussichtlich mit einer Rohstahlproduktion von 1,8 Mio. t abschließen, die niedrigste Produktion in 16 Jahren, und etwa ein Drittel der Produktion, die das Werk aufwies, als es von Techint betrieben wurde. Der Staat ist in Venezuela total unfähig, ein modernes und technologisch komplexes Unternehmen wie Sidor zu betreiben, ganz besonders bei einer stark politisierten Verwaltung wie der von Präsident Chávez.
***
Deutsche Wirtschaft
Die fünf Wirtschaftsweisen gehen davon aus, dass die Arbeitslosigkeit in Deutschland dieses Jahr auf den niedrigsten Wert seit der Wiedervereinigung sinkt. Der Sachverständigenrat zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklungrechnet in seinem neuen Jahresgutachten für dieses Jahr mit einer durchschnittlichen Arbeitslosenquote von 6,8% (gleich 2,90 Mio. Menschen), für nächstes mit 6,9%. Die Konjunktur wird nach ihrer Prognose weiter schwach bleiben. Für beide Jahre sagen sie ein Wachstum von jeweils 0,8% voraus. In der Europapolitik fordern die Experten ein rasches Ende des Ankaufs von Staatsanleihen von Krisenländern durch die EZB. Aufgrund der damit verbundenen gefährlichen Aufweichung der Grenze zwischen Geld- und Fiskalpolitik seien die Aktivitäten der EZB allenfalls eine Notlösung. Der bestehende Ordnungsrahmen in der EU solle zu einem „Maastricht 2.0“ ausgebaut werden. Diese neue Architektur müsse aus fiskalischer Stabilität, einem stabilen privaten Finanzsystem mittels einer Bankenunion, sowie eine Insolvenzordnung für Mitgliedsstaaten bestehen. (dpa)
***
Die deutsche Industrie kämpft mit dem stärksten Auftragsrückgang seit einem Jahr. Im September erhielten die Industrieunternehmen 3,3% weniger Aufträge als im Vormonat, wie das Wirtschaftsministerium am Dienstag in Berlin mitteilte. Die Nachfrage aus dem Ausland war mit minus 4,5% besonders stark rückläufig, aus dem Euroraum kamen sogar 9,6% weniger Aufträge. (dpa)
***
Der weltgrößte Rückversicherer Munich Re überrascht im 3. Quartal mit einem Gewinn von E 1,13 Mrd., gegen nur E 286 Mio. in der gleichen Vorjahresperiode. Damit wird auch das gesamte Jahr besser laufen als gedacht. Der Hurrikan „Sandy“ schreckt die Munich Re nicht. Trotz der verheerenden Sturmschäden vor allem in den USA erwartet der Rückversicherer 2012 einen Gewinn von rund E 3 Mrd., ein Fünftel mehr als bislang angekündigt. (dpa)
***
Der mehrheitlich zum spanischen Konkurrenten ACS gehörende Baukonzern Hochtief ist in die Gewinnzone zurückgekehrt. Der Gewinn betrug im 3. Quartal 2012 E 141,1 Mio. (Vorjahr: E 98,7 Mio.), teilte Hochtief am Mittwoch in Essen mit. Auch im Gesamtjahr will das Unternehmen mit einem Konzerngewinn von knapp unter E 180 Mio. wieder schwarze Zahlen schreiben. 2011 hatte Hochtief einen Verlust von E 160 Mio. verbucht. Noch im 2. Quartal hatten Belastungen durch das Hamburger Großprojekt Elbphilharmonie Hochtief mit einem Minus von rund E 15 Mio. in die roten Zahlen gedrückt. Das Unternehmen hatte Rückstellungen für strittige Kosten vornehmen müssen. Die Verhandlungen mit der Stadt Hamburg hielten an, sagte Hochtief-Chef Frank Stieler. Es gehe unter anderem darum, wer die Kosten für Planungsfehler übernehmen müsse. Das spektakuläre Konzerthaus soll nun Mitte 2015 fertig werden. In der Vergangenheit war es zu massiven Kostensteigerungen gekommen. Im 3. Quartal verbuchte das Unternehmen einen Umsatz von E 6,5 Mrd. (Vorjahr: 5,4 Mrd. Euro). Die Auftragseingänge lagen bei E 5,9 Mrd. (Vorjahr: E 3,1 Mrd.). In den ersten 9 Monaten des Jahres kletterte der Umsatz des Konzerns um 17,5% auf E 18,5 Mrd. Die Auftragseingänge stiegen um 38% Prozent auf E 22,2 Mrd. Hochtief setzt vor allem auf Energieinfrastruktur, Metropolen, Verkehrsinfrastruktur und Ressourcen. In allen vier Wachstumsfeldern habe Hochtief zahlreiche neue Projekte akquirieren können, schrieb Stieler. (dpa)
***
Die Deutsche Telekom stürzt in die roten Zahlen. Durch die Fusion der US-Tochter T-Mobile mit MetroPCS ist der Konzern gezwungen, Vermögenswerte in Milliardenhöhe abzuschreiben. Es ist ein Verlust von E 7 Mrd., den die Telekom im 3. Quartal eingefahren hat - und die Belastungen werden den Riesen auch im gesamten Geschäftsjahr unter dem Strich schlecht aussehen lassen. Dabei hatte der Konzern im 1. Halbjahr 2012 noch einen Gewinn von mehr als E 800 Mio. eingefahren. Als einmaliger und nicht zahlungswirksamer Effekt schmälern die Wertberichtigungen zwar die Vermögenswerte in der Bilanz und drücken auf den Konzerngewinn. „Aber ohne dass nur ein Euro aus der Konzernkasse fließt“, betont Telekom-Chef René Obermann. „Wir schaffen durch die Vereinbarung mit MetroPCS ein größeres und schlagkräftigeres Unternehmen in den USA.“ Und das verspreche mittel- bis langfristig deutliche reale Wertsteigerungen. Frühere Aussagen, eine feste Dividende für 2012 von mindestens E 0,70 je Aktie auszuschütten, bekräftigte das Unternehmen erneut. (dpa)
***
Weltwirtschaft
Die führenden Industrie- und Schwellenländer (G20) wollen die Risiken für die Weltwirtschaft abbauen und Vertrauen zurückgewinnen. „Unser Hauptaugenmerk in der nahen Zukunft wird die Wiederherstellung des Vertrauens und die Verminderung der Risiken in den internationalen Finanzmärkten sein“, erklärten die G20-Finanzminister und -Notenbankchefs zum Abschluss ihres Treffens in Mexiko-Stadt. Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) bekräftigte nach dem Treffen am Montag, ein nachhaltiges Wachstum sei ohne eine Reduzierung der Schulden nicht möglich. Er und Bundesbankchef Jens Weidmann begrüßten ausdrücklich, dass auch Russland, das im kommenden Jahr die Präsidentschaft in der Staatengruppe innehaben wird, sich für ein Festhalten an der in Toronto vereinbarten Halbierung der Defizite einsetzen will. Deutschland werde dieses Ziel erreichen und die Eurozone insgesamt ebenfalls, sagte Schäuble. Bei anderen Ländern sei er sich nicht sicher. Die G20 erwarteten, dass sich die USA nach der Präsidentenwahl dieser Frage zuwendeten und alles unternähmen, um die sogenannte Finanzklippe zu „umschiffen“. Bei der Klippe geht es um die in den USA zum Ende des Jahres drohenden Steuererhöhungen bei gleichzeitigen Budgetkürzungen. Dies hätte mög-licherweise auch schwerwiegende negative Auswirkungen auf die Weltwirtschaft. (dpa)
***
Den Risikoexperten des Versicherungsdienstleisters Eqecat zufolge könnte „Sandy“ in den USA einen volkswirtschaftlichen Schaden von bis zu u$s 50 Mrd. angerichtet haben. Versicherer hätten davon u$s 10 bis u$s 20 Mrd. zu tragen. Allerdings wütete der Sturm erst im 4. Quartal und wird auch erst dann verbucht. Gesamthaft waren dieses Jahr die Belastungen aus Naturkatastrophenschäden für die Versicherungsbranche ungewöhnlich niedrig. (dpa)
***
EZB-Präsident Mario Draghi hat wichtige Fortschritte in krisengeschwächten Euroländern ausgemacht, fordert aber weitere Anstrengungen. Um die Krise zu überwinden, hätten Italien und Spanien noch viel mehr zu tun, sagte der Präsident der Europäischen Zentralbank am Donnerstag in Frankfurt. Der Rat der Notenbank beschloss auf seiner Novembersitzung keine weiteren Maßnahmen und ließ auch den Leitzins im Euroraum auf dem Rekordtief von 0,75%. Ob die Geldpolitik angesichts der Rezession im Euroraum in den kommenden Monaten weiter gelockert wird, ließ er offen. Für LBBW-Ökonom Jens-Oliver Niklasch zeichnete Draghi ein Bild, nach dem die Tür für eine weitere Zinssenkung offen bleibt - wohl aber noch nicht im Dezember. Wie von Experten erwartet, sehen die Notenbanken ihre Hausaufgaben vorerst als erledigt an. Das angekündigte Programm zum notfalls unbegrenzten Kauf von Staatsanleihen klammer Euroländer hatte die Risikoaufschläge auf spanische und italienische Anleihen deutlich gesenkt - ohne dass die EZB auch nur ein Staatspapier gekauft hätte.
***
Die Weltgetreideproduktion wird nach den am Donnerstag in Rom veröffentlichten Schätzungen um 2,7% schrumpfen, verglichen mit der Rekordproduktion des Vorjahres. Damit dürften die Bestände um 25 Mio. Tonnen abnehmen. Beim Weizen werden sich vor allem die Lager der größeren Exporteure spürbar leeren. Die Preise liegen über denen des Vorjahres, der Welthandel fällt unter den Rekord von 2011. Äußerst angespannt ist laut FAO der Markt auch für Grobkorn und für Ölsaat. Bei Grobkorn werde die Produktion in diesem Jahr um 2,5% zurückgehen. Die Bestände seien damit auf einem historischen Tiefpunkt. Nach einer enttäuschenden Produktion in den USA sei auch bei der Ölsaat nur begrenzt mit einer Entspannung an der Preisfront zu rechnen, so die FAO. Jedoch erwarte Südamerika eine Rekordernte. Reis und Zucker stehen dagegen vor neuen Rekordmengen. Dank günstiger Anbaubedingungen könnte die Reisernte die Spitzenmenge der vergangenen Saison noch übertreffen. Die Weltzuckerproduktion stehe vor einem neuen Rekord. Beim Fleisch schwächt sich bei stagnierender Nachfrage das Wachstum in der Produktion auf 2% ab, das gelte auch für den Welthandel. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Danone
Aguas Danone hat eine Produktionsanlage für Abfüllung von Flaschen in ihrer Fabrik in Villavicencio (Bezirk Las Heras, Provinz Mendoza) in Betrieb genommen, die eine Kapazität von 24.000 Flaschen pro Stunde hat. Es handelt sich um eine Investition von $ 78,5 Mio. Danone besitzt die Marken Villavicencio, Villa del Sur, Ser und Levité.
Claro
Dieses Mobiltelefonunternehmen, das dem Mexikaner Carlos Slim gehört (der das Unternehmen CTI vom Clarín-Konzern kaufte und es umtaufte) kündigte Investitionen von u$s 400 Mio. an, die dazu bestimmt sind, die Infrastruktur des Verbindungsnetzes auszuweiten, was im ganzen Land bessere Verbindungen erlaubt und auch Gebiete einschließt, die bisher keinen Zugang zum Netz hatten. Die Antennen sollen jetzt mit dem Netz von optischen Kabeln des Landes verbunden werden, Claro hat ca. 20 Mio. Kunden.
Baggio
Dieses Unternehmen, mit Fabrik in Gualeguaychú, Provinz Entre Rios, investiert $ 48 Mio. in eine Fabrik für Tomatenpüre in Mendoza, mit einer Kapazität von 1000 Tonnen pro Tag. Die Versorgung mit Tomaten erfordert die volle Produktion von 1400 Ha.
Biosidus
Dieses Pharmaunternehmen, kontrolliert von Santiago García Belmonte, rechnet für dieses Jahr mit einem Umsatz von $ 215 Mio., 20% über dem Vorjahr, von dem 75% aus Exporten nach 30 Ländern in vier Kontinenten besteht. Gegenwärtig wird verhandelt, um auch nach Armenien, Aserbaidschan, den Iran, die arabischen Emirate, die Türkei und Burkina Faso zu exportieren.
Zecat
Dieses Unternehmen, das Produkte für Marketing herstellt und verkauft, hat eine Investition von $ 30 Mio. angekündigt, um die Geschäfte in Argentinien auszuweiten und Filialen in Lateinamerika zu errichten. Die neuen Investitionen bestehen in Maschinen fúr die Erzeugung von Kunststoffprodukten und Textilmaschinen für Stickerei.
Unilever
Dieses multinationale Unternehmen, mit Hauptsitz in den Niederlanden, hat eine Investition von $ 1,5 Mrd angekündigt, um zwischen 2013 und 2015 die Kapazität seiner lokalen Fabriken auszuweiten, für die Produktion von Suppen, aber auch für Hygieneprodukte und für eine Anlage zur Erzeugung von lösbarem Teepulver, das vornehmlich für den Export bestimmt ist. Mit den Investitionen sollen Importe gespart sowie Exporte geschaffen werden und 120 Arbeitsplätze entstehen. Präsidentin Cristina Kirchner erwähnte das Projekt in einer Fernsehansprache und zeigte sich hocherfreut über die Initiative.
BASF
Das multinationale Chemieunternehmen mit Hauptsitz in Deutschland, das weltweit auf dem Gebiet der Chemie führend ist (und sich als “The Chemical Company” bezeichnet), hat bei der Compamed-Messe in Düsseldorf seine neuen Produkte für Mikrobenbekämpfung HyGentic vorgestellt, zusammen mit den Dienstleistungen, die die Produkte stützen, und auch einer Reihe von thermoplastischen Kunststoffen, die besonders für medizinische Anwendungen geeignet sind. Edgar Eichholz, Gesschäftsführer für den Bereich der Entwicklung von Materialien und Geräten für medizinische Zwecke, wies darauf hin, dass die neuen Stoffe besonders wirksam für die Bekämpfung einer Reihe von Pilzen und Bakterien seien. Außerdem verhindern die neuen Geräte die Ansammlung von Bakterien. Die Polymere, die mit den neuen Additiven ausgestattet sind, verringern das Risiko der Ansteckung auf ein Minimum.
Faber-Castell
Dieses Unternehmen wird die Werkstatt von Romina Miasnik, im “Centro Cultural Belgrano R”, La Pampa 3855, Bundeshauptstadt, über “Kreativität und Gestaltung von Objekten” mit Lieferung verschiedener Materialien unterstützen. Ebenfalls wird das Seminar über “Techniken und Verwendungsmöglichkeiten der Markierungsstifte PITT Artist Pen” unterstützt, das am Dienstag, dem 13. November von 17.30 bis 19.30 Uhr in El Poli, José María Moreno 370, Bundeshauptstadt, stattfindet. Am Samstag den 17. und am Sonntag den 18. November findet im “Espacio Virgen”, Malabia 1835, Bundeshauptstadt, ein Seminar von Laura Varsky statt, unter dem Motto “Lettering: die Zeichnung der Schrift”, das für Graphiker bestimmt ist und auch von Faber-Castell unterstützt wird. Auch die Werkstatt von Silvia Malotti wird mit Faber-Castell-Materialien versorgt, die am Dienstag, dem 20. November von 15 bis 17 Uhr über Weihnachtsornamente in der “Artística Tehanu”, Santa Fe 1264, Martinez, stattfindet. Schließlich wird die Konditorei La Paris anlässlich ihrer Feier zum hundertjährigen Bestehen einen Gourmet-Besuch im Palermo-Hippodrom veranstalten, jeden November-Samstag von 17.30 bis 19.30 Uhr. Auch hier liefert Faber-Castell Materialien.
Aeropuertos Argentina 2000
Der Betreiber der argentinischen Flughäfen gab bekannt, dass er zusammen mit der Firma Webjet S.A. 50.000 qm bedeckte Fläche für Privatflugzeuge schaffen werde, was die Kapazität des Flugplatzes San Fernando verdoppelt.
Arca Continental
Diese mexikanische Firma, weltweit einer der größten Vertreiber von Coca Cola, hat zwei neue Abfüllungslinien in seiner Anlage in Tucumán in Betrieb genommen, was eine Investition von $ 190 Mio. darstellt und die bestehende Kapazität verdoppelt.
Wirtschaftsübersicht
Der Weg in die Stagnation
Argentinien gehört zu den wenigen Ländern, die gegenwärtig besondere Voraussetzungen für ein relativ hohes Wachstum haben. Das Land verfügt über grosse Bodenflächen, die für Landwirtschaft eingesetzt werden, wobei die Technologie der direkten Aussaat die Möglichkeiten in relativ trockenen Grenzgebieten stark verbessert. Allgemein hat der technolgische Fortschritt, mit genetisch veränderten Samen und vielen anderen Fortschritten, der Landwirtschaft zu neuen Höhen verholfen. Auch bei subtropischen Kulturen ist das Land present, mit grossen Wachstumsmöglichkeiten. Ebenfalls verfügt das Land über zahlreiche grosse Lager metallischer Erze in den Anden, die zunehmend ausgebeutet werden. Die Preise für Getreide und Ölsaaten, ebenfalls die von Metallen und metallischen Erzen, sind in den letzten Jahren stark gestiegen, wegen der stark gestiegenen Nachfrage aus China, Indien u.a. asiatischen Ländern. Und das bleibt voraussichtlich für längere Zeit so.
Doch das Wichtigste ist, dass Argentinien eine intelligente Bevölkerung hat, praktisch ohne Analphabeten, die allgemein gut ernährt, gesund und arbeitsam ist, wobei der Anteil an ausgebildeten Menschen in den verschiedenen Stufen hoch ist. Argentinien ist grundsätzlich eine Gesellschaft, die vom Mittelstand geprägt ist (zu dem auch diejenigen gehören wollen, die es noch nicht so weit gebracht haben), die relativ viel spart, und dabei auch viel direkt investiert, durch Eigenbau von Wohnungen und direkte Investitionen in eigenen Kleinbetrieben. Die argentinische Gesellschaft ist für neue Technologie besonders aufnahmefähig, und das spielt nach der technologischen Revolution der 90er Jahre, die bedeutendeste der ganzen Menschheitsgeschichte, eine grosse Rolle als Impuls des wirtschaftlichen Wachstums.
Abgesehen davon ist das Land rein formell mit einem modernen institutionellen Rahmen ausgestattet, der die Grundlage für eine moderne Wirtschaft bildet. Auch wenn die Kirchners sich redlich bemühen, das Rechtssystem zu verfälschen und zu zerstören, will ihnen dies nur halbwegs gelingen, eben weil sich das System in der Gesellschaft fest verankert hat. Die Rebellion der Richter gegen den Druck der Regierung, sie zu unterjochen, die gegenwärtig stattfindet, zeugt von der rechtlichen Tradition. Es ist ein wichtiges soziales Phänomen.
Für die hochentwickelten Länder ist ein hohes Wachstum problematisch, weil die Möglichkeiten in diesem Sinn schon weitgehend ausgeschöpft sind und diese Wirtschaften unter dem Gesetz der abnehmenden Erträge leiden, d.h. zusätzliche Investitionen sind weniger rentabel. Sie müssen viel für Forschung und Innovation aufwenden, um wachsen zu können. Auch ist der Konsum schon weitgehend gesättigt, so dass man sich anstrengen muss, um neuen Bedarf zu schaffen. In diesen Ländern sind BIP-Wachstumsraten von 2% pro Jahr normal. Am anderen Extrem, bei stark unterentwickelten Ländern fehlt es meistens an Ausbildung, die Bevölkerung ist zudem noch schlecht ernährt und von allerlei Krankheiten befallen. Die neue Technologie dringt dort nur mit Schwierigkeiten ein. Es ist nicht wie in Argentinien, wo über die Hälfte der Bevölkerung Internet verwendet, bei steigender Tendenz bei den neuen Generationen. Ausserdem haben jene arme Gesellschaften keine Sparmöglichkeiten, was zum Zirkulus vitiosus der Armut führt: weil wenig gespart wird, wird wenig investiert, und weil wenig investiert wird, verbleibt die Armut.
Bei dieser Sachlage ist es schwer verständlich, dass Argentinien nicht schon seit langem ein wesentlich höheres wirtschaftliches Niveau erreicht hat, mit einem pro Kopf-Einkommen, das gut doppelt so hoch sein müsste als es ist. Bedeutende Ökonomen hatten schon Anfang des 20. Jahrhunderts eine optimistische Prognose für Argentinien gestellt, die gewiss gut begründet war. Vor mehreren Jahrzehnten schon sagte der Nobelpreisträger Kuznets, es gäbe entwickelte und unterentwickelte Länder (die nachher wohlwollend als Schwellenländer bezeichnet wurden), und dann noch zwei unerklärliche Ausnahmen, nämlich Japan und Argentinien: Japan, weil es ohne natürliche Ressourcen und mit einer mittelalterlichen Gesellschaft in kurzer Zeit eine phänomenale wirtschaftliche Entwicklung erreicht habe, und Argentinien, weil es trotz aller Voraussetzungen für ein hohes Wachstum, stark zurückgeblieben sei. Hier sei bemerkt, dass zu den traditionellen Wachstumsfaktoren in den letzten Jahren noch zwei weitere hinzugekommen sind, die für Argentinien besonders wichtig sind: die hohen internationalen Commodity-Preise und der technologische Fortschritt. Das macht den argentinischen Fall noch unerklärlicher.
Das Ende der Periode mit hohem Wachstum
Die argentinische Wirtschaft ist in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts und im neuen Jahrhundert stark gewachsen, mit durchschnittlichen BIP-Zunahmen, die weit über dem historischen Durchschnitt des vorigen Jahrunderts von etwa 3,5% pro Jahr lagen. Das Bruttoinlandsprodukt hat sich ab 1990 mehr als verdoppelt, auch wenn man gewisse INDEC-Mogeleien abzieht. Doch jetzt besteht die Gefahr, dass die Wirtschaft in eine längere Stagnationsphase gerät, wie in den 80er Jahren, als das BIP sogar leicht abnahm, nachdem es in den 70er Jahren insgesamt, und unter ganz verschiedenen Regierungen, um über 50% gestiegen war.
Dieses Jahr wird mit bestenfalls leicht über 1% Wachstum enden (einige Wirtschaftler wie José Luis Espert reden von Nullwachstum), und für nächstes Jahr ist von plus 3% bis 4% die Rede, allerdings auf der Grundlage einer hohen Rekordernte von Getreide und Ölsaat, die angesichts der überhöhten Regenmenge und der Überschwemmungen geringer ausfallen dürfte. Dies bedeutet auch einen Schaden für die Rinderwirtschaft. Wir (und auch andere Ökonomen) sind nicht so optimistisch über das Wachstum im Jahr 2013: mehrere Faktoren, ganz besonders die Energiekrise und ihre Wirkung auf die Zahlungsbilanz, wirken gegen das Wachstum, so dass die BIP-Zunahme 2013 bestenfalls nur 2% betragen dürfte.
Die Frage ist, ob die Zunahme der Ernten in den kommenden Jahren weitergeht. Möglich wäre laut Fachleuten eine Gesamternte von 150 Mio. t, also 40 Mio. t mehr als die für 2013 erwartete Ernte; doch dies erfordert eine andere Landwirtschaftspolitik, mit höheren Preisen, und das ist auch problematisch, da dann eine Einkommensverteilung zu Gunsten der Landwirtschaft und des Landesinneren stattfindet, und somit gegen die städtische Bevölkerung, die jedoch politisch entscheidend ist. Man sollte somit davon ausgehen, dass die Zunahme der Gesamternte in den kommenden Jahren, wenn überhaupt (denn es kommen gelegentlich trockene Jahre), gering ist. In diesem Fall muss man sich fragen, auf welcher Grundlage Argentinien das Wirtschaftswachstum aufbauen wird.
Das hohe Wachstum der Wirtschaft der letzten Jahre wurde auch durch Substanzverkehr erreicht. Die Erdöl- und Gasreserven wurden weitgehend aufgebraucht und nicht ersetzt. Eine gesunde Energiepolitik, mit Forschung und Förderung der Produktion, hätte höhere Preise für Erdölprodukte und Gas erfordert, was das Wirtschaftswachstum gehemmt hätte. Der Energieexperte Daniel Montamat hat berechnet, dass die aufgebrauchten Reserven einen Wert von u$s 100 bis u$s 300 Mrd. haben, je nachdem ob man lokale Werte oder Importwerte nimmt. Wenn man dies vom BIP-Wachstum abzieht, geht das Gesamtwachstum stark zurück. Doch auch bei den öffentlichen Diensten im allgemeinen, besonders bei Kraftwerken, Ferntransportleitungen von Strom und Gas, Verteilungsnetzen, und Personentransport per Eisenbahn, U-Bahn und Omnibus, wurde von der Substanz gelebt, mit unzureichender Instandhaltung und zu niedrigen Ersatzinvestitionen für Güter, die ihre Lebensdauer überschritten haben, was immer mehr zum Vorschein kommt. Mit angemessenen Tarifen, die dies verhindert hätten, wäre das Realeinkommen der Bevölkerung und auch das Wirtschaftswachstum geringer gewesen. Bei der Stromversorgung haben die Kirchner-Regierungen in den ersten Jahren vom Kapazitätsüberschuss gelebt, den die Menem-Regierung hinterlassen hat, danach von Zusatzinvestitionen, wie bei Yacyretá, und auch von einigen neuen Kraftwerken. Doch jetzt sind Investitionen von vielen Milliarden Dollar jährlich notwendig (für die es heute keine Finanzierung gibt), um mit der Stromnachfrage Schritt zu halten. Sonst tritt hier eine Bremse für die Wirtschaft auf.
Der Rinderbestand wurde ab 2003 um 12 Mio. Stück (gleich ca. 20%) verringert, was über mehrere Jahre hinweg einen hohen Fleischkonsum zu niedrigen Preisen ermöglicht hat, was auch den Reallohn erhöhte und das BIP künstlich aufblähte, da bei dessen Berechnung die Fleischproduktion berücksichtigt wird, nicht aber die Veränderung des Bestandes, wie es sein sollte. Die Rindfleischkrise wurde relativ gut überstanden, u.a. weil es eine hohes Geflügelangebot gibt. Aber in anderen Fällen enstehen bedeutende Störungen. Die Möglichkeiten, diese Politik des Substanzverzehrs weiterzuführen, sind inzwischen erschöpft. Jetzt ist die Stunde der Wahrheit gekommen, und das stellt für die Staatsfinanzen, und auch allgemein für die Wirtschaft, eine Belastung dar, die schliesslich bremsend wirkt, unabhängig davon, wie das Problem in Angriff genommen wird. Die Tatsache, dass der Zugang zum internationalen Kredit- und Kapitalmarkt für Argentinien weitgehend gesperrt ist, erschwert die Lösung ganz besonders.
Schliesslich sei noch bemerkt, dass die Wirtschaft unter einer anormal hohen Staatsquote, von über 40% des BIP statt vorher unter 30%, zunehmend erstickt. Eine effiziente Wirtschaft erfordert weniger Staat und mehr Spielraum für die Privatwirtschaft. Für diese Regierung ist es indessen umgekehrt: ein grosser Staat, der überall in die Wirtschaft eingreift, gehört zum Wesen des “Modells”. Das Schlimme dabei ist, dass dieser vergrösserte Staat noch viel ineffizienter geworden ist, als er schon war, und somit der Privatwirtschaft nicht nur Ressourcen entzieht, sondern direkt störend wirkt.
Nachdem auf alle Fälle die Aufblähung des Staates in seinen drei Stufen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) die Grenze der Finanzierungsmöglichkeiten überschritten und zu einer erdrückenden Steuerlast geführt hat, ist es kaum noch möglich, die Arbeitslosigkeit mit Aufnahme von unzähligen Arbeitslosen in den Staat weiterzuführen. Das Problem der zunehmenden Arbeitslosigkeit, das die Stagnation unvermeidlich begleitet, wird somit kritisch, umso mehr als dabei die jugendliche Arbeitslosigkeit überproportionell steigt, was dann weitere Konsequenzen hat, namlich eine Zunahme der persönlichen Unsicherheit.
Die Engpässe
Verschiedene Engpässe wirken zunehmend störend, an erster Stelle der der unzureichenden Versorgung mit Erdöl und Gas. Das Land braucht auf diesem Gebiet hohe Investitionen, die unter den gegebenen Umständen kaum, und bestenfalls nur beschränkt, möglich sind. Die Stagnation der Erdölförderung, bei gleichzeitig zunehmenden Konsum, belastet die Handelsbilanz. Die Lösung bedeutet aber auch höhere Preise für Benzin, Dieselöl, Heizöl, Schmieröl und Gas, und das wirkt wachstumshemmend.
Das zweite grosse Problem besteht darin, dass die Inflation zunehmende Probleme schafft und droht aus den Fugen zu geraten. Das Land wird nicht um einen Abwertungssprung herumkommen, und das drückt den Reallohn und den internen Konsum, wirkt rezessiv und spornt die sozialen Konflikte an.
Die Zahlungsbilanz gerät bei dieser Konstellation unter Druck, was schon jetzt der Fall ist. Die Regierung begegnet dem Problem mit Kontrollen und Hindernissen für Dollarkäufe und –überweisungen. Dabei nimmt jedoch die Kapitalflucht zu, was in einem höheren Schwarzkurs zum Ausdruck kommt. Der Kurssprung, der Ende der Vorwoche bei Überweisungen stattgefunden hat, bei denen es in der Regel um höhere Beträge geht, ist ein gefährliches Zeichen. Wenn der Schwarzkurs davonspringt, dann nehmen die Störungen bei der Wirtschaft zu. Dies treibt auch die Inflation an und macht Kredit und Kapital noch knapper. Die Erfahrung lehrt, dass Zahlungbilanzkrisen in Argentinien stets mit Rezessionen begleitet werden.
Schliesslich treten zunehmende Engpässe auf, weil nicht genug und zudem noch falsch investiert wird. Der Staat richtet sich bei seinen Investitionen nicht nach rationellen Prioritäten, so dass die Wirkung der Investitionen geringer ist, als es sein sollte. Dass ausgerechnet die unwirtschaftlichsten Wasserkraftwerke (in Santa Cruz) von einer Liste von etwa 20 möglichen, gebaut werden sollen, bei denen der Strom doppelt so viel und mehr kosten wird, als bei den besseren der Liste, ist schlimm. Ebenso ist das Projekt der Filmstadt, genannt “audiovisueller Pol” auf der Insel Demarchi, am Hafen von Buenos Aires, grober Unfug. Die Staatsfinanzen geraten in letzter Zeit zunehmend unter Druck, und das führt dazu, dass Investitionen gestreckt werden, was eine bedeutende reale Verteuerung mit sich bringt. Das erste sichtbare Objekt, dass schon verlangsamt (praktisch stillgelegt) wurde, ist der Bau der U-Bahn unter der Sarmiento Eisenbahn, das auch falsch begonnen wurde, nämlich in Haedo statt im Bahnhof Once. Denn die Umwandlung der Eisenbahn in eine Untergrundbahn ist besonders in der Stadt Buenos Aires notwendig, und nicht in Haedo. Statt sich der Lage bewusst zu sein und weniger neue Objekte in Angriff zu nehmen, werden ständig neue angekündigt und oft auch begonnen.
Im privaten Bereich fehlen die Mittel und oft auch die Rahmenbedigungen für notwendige Investitionen (wie eine neue grosse Raffinerie), während auf der anderen Seite in Shopping Centers u.dgl. investiert wird, die heute keinen Beitrag zum Wachstum leisten, weil es schon zu viele gibt. Das Hindernis für weiche Kredite für Kapitalgüterkäufe im Ausland, weil der Konflikt mit dem Pariser Klub nicht gelöst wird, hemmt die Expansion und, vor allem, die Modernisierung der bestehenden Industrie, die dabei an Konkurrenzfähigkeit verliert und mehr Schutz fordert. Und dabei gerät die Wirtschaft in einenTeufelskreis.
Das falsche Grundkonzept
Wenn das Grundkonzept der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik nicht geändert wird, dann ist eine Dauerstagnation nicht zu vermeiden. Doch dazu müsste die Regierung, und an erster Stelle die Präsidentin, das Thema begreifen. Solange sie überzeugt ist, dass das hohe Wachstum vergangener Jahre auf die Wirtschaftspolitik der Kichners, genannt “das Modell” zurückzuführen ist und nicht auf besonders günstige Umstände (hohe Commodity-Preise, die technologische Revolution, die Wirkung der Privatisierungen und der Deregulierung der 90er Jahre, und nicht zuletzt, der Substanzverzehr), kann man keinen Kurswechsel erwarten, sondern nur zunehmende Schwierigkeiten. Das Problem ist, das CK und viele Mitglieder ihrer Regierungsmannschaft den Unfug, den sie verzapfen, auch selber glauben. Das nennt man Mythomanie. Schopenhauer schrieb seinerzeit ein Buch unter dem Titel “Die Welt als Wille und Vorstellung”. Das drückt das Konzept von Néstor und Cristina Kirchner gut aus, obwohl es Schopenhauer anders gemeint hat. CK und ihre Ideologen wollen einfach, dass die Wirtschaft wächst, und zwar gemäss ihren Vorstellungen, die wenig mit der Realität zu tun haben.
Historisch gesehen muss es vielleicht sogar so sein, dass zunächst eine Krise durchgestanden werden muss, da die Wende politisch nach einem sichtbaren Versagen einer bestimmten Wirtschaftspolitik einfacher ist und faktisch von der Realität aufgezwungen wird. Menem hat die Privatisierungs- und Stabilisierungspolitik schliesslich auch politisch auf den Umstand aufgebaut, dass im März 1990 eine Hyperinflationswelle auftrat, nach einem Jahrzehnt Stagnation, was den Politikern grosse Angst einflösste, so dass sie den Menem-Reformen zustimmten. Die vorangehende Hyperinflationswelle, die genau ein Jahr zuvor eingetreten war, hat das Aus für Präsident Alfonsín bedeutet. Und vorher hat die Hyperinflation vom März 1976 massgeblich zum Ende der Regierung von Isabel Perón beigetragen. Dieses Schicksal hat Menem mit einem drastischen Kurswechsel vermieden. Hoffen wir, dass die Wende zur Vernunft, die in einer intelligenten Gesellschaft wie der argentinischen eigentlich normal wäre, nicht zu lange auf sich warten lässt, so dass die bevorstehende Stagnationsphase abgkürzt wird, und dieses Mal ohne traumatische Begleiterscheinungen kommt.
Wirtschaftliches Wachstum baut auf Investitionen, Effizienz, Rationalität, unternehmerischer Initiative, Ausbildung, Integration in die Welt, Einhaltung der juristischen Ordnung, friedliche Lösung der sozialen Konflikte und einer effizienten und umfassenden Sozialpolitik auf, aber gewiss nicht auf dem schlichten Willen, zu wachsen, der für CK die Grundlage darstellt, und auch nicht auf der Vorstellung, dass böse Staaten und Interessengruppen, und auch der Internationale Währungsfonds, verhindern wollen, dass Argentinien sich entwickelt.